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1. EINLEITUNG  

Der Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und 

Währungsunion (SKS-Vertrag) wurde am 2. März 2012 förmlich geschlossen und ist am 

1. Januar 2013 in Kraft getreten. Die wichtigste Bestimmung dieses Vertrags ist das 

Erfordernis einer in den nationalen Rechtsordnungen verankerten Regel des ausgeglichenen 

Haushalts (fiskalpolitischer Pakt). Von den 25 Vertragsparteien des SKS-Vertrags sind 22 

förmlich durch den fiskalpolitischen Pakt gebunden (die 19 Mitgliedstaaten des Euro-

Währungsgebiets sowie Bulgarien, Dänemark und Rumänien). Im Vertrag wurde die 

Kommission aufgefordert, einen Bericht über die von diesen Vertragsparteien diesbezüglich 

erlassenen Bestimmungen vorzulegen (Artikel 8 SKS-Vertrag). Nach eingehendem Austausch 

mit den Vertragsparteien werden in dem zusammen mit der vorliegenden Mitteilung 

vorgelegten Bericht der Kommission die Schlussfolgerungen aus dieser Analyse dargelegt.   

2.  DER FISKALPOLITISCHE PAKT: URSPRUNG UND ERWARTUNGEN 

Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die vor zehn Jahren begann, bildete den Ausgangspunkt für 

eine gründliche Überprüfung der Mechanismen der wirtschaftspolitischen Steuerung für die 

EU und das Euro-Währungsgebiet. Eine erste Reaktion erfolgte in Form des sogenannten 

„Sechserpakets“ (fünf Verordnungen und eine Richtlinie), dessen Hauptziel es war, die 

vorbeugenden Schutzmechanismen gegen das Entstehen haushaltspolitischer und 

makroökonomischer Ungleichgewichte zu stärken, die den Grundstock für künftige Krisen 

bilden könnten. Ergänzt wurden diese Bestimmungen durch die Schaffung gemeinsamer 

Instrumente für finanziellen Beistand, um Länder im Euro-Währungsgebiet zu unterstützen, 

die große Ungleichgewichte und Probleme des Bankensektors verzeichneten und unter 

starkem Druck vonseiten der Märkte standen.  

Da die Finanzkrise anhielt und der Marktdruck auf die stärker gefährdeten Mitgliedstaaten 

Anfang der 2010er Jahre weiter zunahm, wurde klar, dass eine tief greifendere Reaktion 

erforderlich war. Diese erforderte ein stärkeres Engagement der Mitgliedstaaten und 

leistungsfähigere gemeinsame Instrumente.  

Es wurde insbesondere die Auffassung vertreten, dass der regelgestützte haushaltspolitische 

Rahmen der EU (der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP)) durch Bestimmungen auf 

nationaler Ebene ergänzt werden sollte, da so eine solide Haushaltspolitik in allen 

Mitgliedstaaten besser erreicht werden könnte. Vor allem würden die Mitgliedstaaten durch 

neue innerstaatliche Rechtsvorschriften verpflichtet, die Ziele eines ausgeglichenen Haushalts 

in ihrem nationalen Rechtsrahmen zu verankern und somit einen dauerhaften Mechanismus 

gegen die Entstehung eines übermäßigen Defizits zu schaffen.  

In diesem Zusammenhang wurde eine Änderung des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) geprüft, um diese nationalen Vorschriften durch Unionsrecht zu 

untermauern. Bei der Tagung des Europäischen Rates vom Dezember 2011 konnte jedoch 

keine Einigung über eine solche Änderung erzielt werden. Daraufhin vereinbarten die 

Mitgliedstaaten, die sich gemeinsam auf solche innerstaatlichen Vorschriften verpflichten 

wollten, auf zwischenstaatlicher Grundlage vorzugehen, wobei jede Vertragspartei in ihrer 

eigenen nationalen Rechtsordnung eine verbindliche Regel des ausgeglichenen Haushalts 

sowie unterstützende Monitoring- und Korrekturmechanismen verankern würde. Das 

Ergebnis war der SKS-Vertrag. 

Der fiskalpolitische Pakt per se ist nur ein Teil des SKS-Vertrags (Titel III). Nach Artikel 3 

des fiskalpolitischen Pakts muss eine Regel des ausgeglichenen Haushalts im nationalen 
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Recht festgeschrieben werden. Andere Bestimmungen des fiskalpolitischen Pakts dienen vor 

allem der Stärkung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit (Defizitverfahren). Durch 

andere, nicht zum fiskalpolitischen Pakt gehörende Teile des SKS-Vertrags sollen die 

wirtschaftspolitische Koordinierung und die Steuerung des Euro-Währungsgebiets gestärkt 

werden.  

Der SKS-Vertrag war Teil einer umfassenderen politischen Reaktion auf die Krise des Euro-

Währungsgebiets. Vor allem war der SKS-Vertrag politisch mit der Bereitstellung und 

Ausweitung der Rettungsschirme in Form der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität und 

des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) verknüpft, der im Jahr 2012 als dauerhaftes 

Instrument verabschiedet wurde. In einem Erwägungsgrund des ESM-Vertrags wird die 

Gewährung von Finanzhilfe von der Ratifizierung des SKS-Vertrags durch die betreffende 

Vertragspartei und der Erfüllung der Pflichten nach Artikel 3 SKS-Vertrag abhängig gemacht, 

während in einem Erwägungsgrund des SKS-Vertrags die Bedeutung der Einrichtung des 

ESM unterstrichen wird. Etwa zur selben Zeit traf die Union weitere entscheidende 

Maßnahmen, darunter insbesondere die Verringerung der Risiken durch die ersten Schritte zur 

Errichtung einer Bankenunion. 

Durch die Annahme des sogenannten „Zweierpakets“ hat der Unionsgesetzgeber die 

haushaltspolitische Überwachung und die Koordinierung im Euro-Währungsgebiet im Jahr 

2013 weiter verstärkt. Durch diese beiden Verordnungen werden unter anderem einige 

Bestandteile des fiskalpolitischen Pakts in das Unionsrecht übernommen, darunter 

insbesondere die unabhängigen Gremien für die Überwachung der Einhaltung der nationalen 

Haushaltsregeln und die Verpflichtung für die im Defizitverfahren befindlichen 

Mitgliedstaaten, Wirtschaftspartnerschaftsprogramme aufzustellen, sowie das Erfordernis 

einer vorherigen Koordinierung der geplanten Begebung von Schuldtiteln durch die 

Mitgliedstaaten. Zuvor waren bereits in der Richtlinie über die Anforderungen an die 

haushaltspolitischen Rahmen, die Teil des „Sechserpaket“ war, Mindestanforderungen für die 

nationalen haushaltspolitischen Rahmen festgelegt worden  

Der SKS-Vertrag ist ein zwischenstaatlicher Vertrag und nicht Teil der Rechtsordnung der 

Union. Im Jahr 2011 betonte die Kommission, dass es vorzuziehen gewesen wäre, sich 

stattdessen auf den Rechtsrahmen der Union zu stützen; da es jedoch um die Bewältigung 

einer Krisensituation ging, trug sie den zwischenstaatlichen Ansatz als Notlösung mit. 

Darüber hinaus enthielt der SKS-Vertrag Schutzklauseln, um Kohärenz mit dem Unionsrecht 

zu gewährleisten. Erstens muss der SKS-Vertrag im Einklang mit den EU-Verträgen 

angewandt und ausgelegt werden. Zweitens ist die materiellrechtliche Regel des 

ausgeglichenen Haushalts des fiskalpolitischen Pakts größtenteils dem mittelfristigen Ziel des 

Stabilitäts- und Wachstumspakts (SWP) nachgebildet, während einige andere Teile des SKS-

Vertrags mittlerweile nach Unionsrecht geltende materiellrechtliche Vorschriften 

widerspiegeln. Drittens enthält der SKS-Vertrag eine Klausel zur Überführung seines Inhalts 

in Unionsrecht innerhalb von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten (d. h. bis zum 1. Januar 

2018). 

3. DIE WICHTIGSTEN FESTSTELLUNGEN DES BERICHTS  

Die Schlussfolgerungen stützen sich auf eine gründliche Prüfung der einschlägigen nationalen 

Bestimmungen sowie eine umfassende Konsultation der Vertragsparteien. Gemäß Artikel 8 

SKS-Vertrag sind die Vertragsstaaten befugt, auch unabhängig vom Bericht der Kommission 

rechtliche Maßnahmen zu ergreifen, wenn sie dies aufgrund eines Verstoßes für erforderlich 

halten. 
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Die Vertragsparteien mussten die erforderlichen Durchführungsbestimmungen bis 1. Januar 

2014 in ihre nationale Rechtsordnung aufnehmen. Nach Ablauf dieser Frist erkundigten sich 

die Kommissionsdienststellen nach diesen nationalen Bestimmungen, vor allem im Wege von 

„EU Pilot“-Schreiben, die den Vertragsparteien im Juli 2015 übermittelt wurden. In der Folge 

ersuchte die Kommission im Mai 2016 die Vertragsparteien, bei denen potenzielle Probleme 

im Zusammenhang mit der Einhaltung festgestellt worden waren, um eine förmliche 

Stellungnahme. 

Die Schlussfolgerungen des Berichts enthalten die Klarstellungen und die Verpflichtungen 

zur Ergreifung von Maßnahmen, die Vertragsparteien als Reaktion auf die Nachfrage der 

Kommission bereits eingegangen sind oder angekündigt haben. Im Einklang mit dem Mandat, 

das ihr durch den SKS-Vertrag übertragen wurde, hat die Kommission die Rechtskonformität 

der Bestimmungen geprüft. Die Analyse ihrer praktischen Anwendung ist nicht Gegenstand 

des Kommissionsberichts.  

Alle Vertragsparteien haben aufgrund der Anforderungen des fiskalpolitischen Pakts, in 

Verbindung mit den Rechtsvorschriften der Union, ihre nationalen haushaltspolitischen 

Rahmen erheblich angepasst.  

Wie dem Bericht der Kommission zu entnehmen ist, haben alle verbindliche und dauerhafte 

Regeln für einen ausgeglichenen Haushalt in ihren innerstaatlichen Rechtsordnungen 

niedergelegt. Einige Vertragsparteien mussten für die Übernahme dieser Änderungen die 

Verfassung ändern, während andere alternative Formen eines verbindlichen Rahmens 

entwickelt haben. Im Einklang mit den Anforderungen des SKS-Vertrags, die in den von der 

Kommission festgelegten gemeinsamen Grundsätzen näher ausgeführt werden, werden diese 

nationalen Vorschriften durch Korrekturmechanismen gestützt, die automatisch ausgelöst 

werden, wenn erhebliche Abweichungen auftreten, sowie durch unabhängige nationale 

finanzpolitische Institutionen, die über ein angemessenes Überwachungsmandat verfügen. 

Auf diese Weise wurden unabhängige Gremien geschaffen oder in sinnvoller Weise gestärkt, 

die in der Lage sind, in nationalen öffentlichen Debatten über die Haushaltspolitik eine immer 

wichtigere Rolle zu spielen. 

Angesichts der Vielfalt der nationalen haushaltspolitischen Rahmenbedingungen bestehen 

dem Bericht zufolge erhebliche Unterschiede zwischen den von den Vertragsparteien 

erlassenen nationalen Vorschriften. Dieses Ergebnis ist nicht überraschend. Der SKS-Vertrag 

und die dazugehörigen gemeinsamen Grundsätze liefern einen relativ weit gefassten, auf 

Grundsätzen beruhenden Anforderungsrahmen, der die bei der Aushandlung des SKS-

Vertrags und der gemeinsamen Grundsätze erforderlichen Kompromisse widerspiegelt. Um 

die nationale Eigenverantwortung zu erhöhen, wurde darüber hinaus ein gewisser Spielraum 

gewährt für die Anpassung der nationalen Bestimmungen an den spezifischen institutionellen 

Haushaltsrahmen jeder Vertragspartei. Die Vertragsparteien haben somit bei der Ausarbeitung 

ihrer nationalen Vorschriften die vom SKS-Vertrag gebotenen Möglichkeiten genutzt, 

gleichzeitig aber seine grundlegenden Anforderungen eingehalten. Dies zeigt sich 

beispielsweise darin, dass in Bezug auf die Flexibilität innerhalb der Korrekturmechanismen 

unterschiedliche Ansätze verfolgt werden, sowie in den unterschiedlichen, über die 

Mindestanforderungen hinausgehenden Ambitionen in Bezug auf Schaffung und Mandat der 

unabhängigen nationalen Überwachungsinstitutionen. Ein weiterer sich herausbildender 

Unterschied bei der Vorgehensweise betrifft den Geltungsbereich bestimmter nationaler 

Vorschriften und Verfahren: einige Vertragsparteien haben ihre eigenen Vorschriften 

entwickelt, während andere stärker auf Kohärenz mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 

abstellen und sich somit auf Beschlüsse der Unionsorgane stützen, z. B. in Bezug auf das 

Auslösen des Korrekturmechanismus und die Festlegung der erforderlichen Korrektur. 

Schließlich ist der Rechtsstatus der verabschiedeten nationalen Vorschriften aufgrund der 
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Vielfalt der verfassungsrechtlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen der Vertragsparteien 

sehr unterschiedlich. 

4. SCHLUSSFOLGERUNGEN  

Grundlegendes Ziel des fiskalpolitischen Pakts und des SKS-Vertrags allgemein war es, die 

Haushaltsdisziplin zu stärken und die Koordinierung der Wirtschaftspolitik in einer akuten 

Krisensituation zu verbessern. Der fiskalpolitische Pakt basierte auf dem Gedanken, dass 

durch strengere nationale Vorschriften und stärkere Institutionen die Eigenverantwortung für 

die Haushaltsregeln der EU gestärkt werden und der Pakt dadurch eine wichtige Rolle bei der 

Förderung einer soliden Haushaltspolitik spielen könnte, was sich durch die Erfahrungen der 

letzten Jahre bestätigt hat. Die von der Kommission durchgeführte eingehende Analyse hat 

ergeben, dass der Inhalt des fiskalpolitischen Pakts Eingang in die nationalen 

Haushaltsrahmen aller Vertragsparteien gefunden hat.  

Zu damaligen Zeitpunkt konnten die Ziele des SKS-Vertrags nicht innerhalb der 

Rechtsordnung der Union erreicht werden. Der SKS-Vertrag sieht jedoch vor, dass die 

notwendigen Schritte unternommen werden, um seinen Inhalt innerhalb von fünf Jahren nach 

seinem Inkrafttreten (d. h. bis zum 1. Januar 2018) in den Rechtsrahmen der Union zu 

überführen. Diese Überführung würde eine größere demokratische Rechenschaftspflicht und 

Legitimität in der gesamten Union bewirken. Zudem würde sie eine kohärente 

Weiterentwicklung der europäischen und der nationalen Haushaltsregeln sowie eine 

wirksamere Überwachung ihrer Umsetzung ermöglichen. Wie in dem Bericht der fünf 

Präsidenten über die Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion
1
 dargelegt, würde eine 

gut funktionierende Wirtschafts- und Währungsunion davon profitieren, wenn nicht nur der 

SKS-Vertrag, sondern alle während der Krise geschaffenen zwischenstaatlichen Instrumente 

in den Rechtsrahmen der Union integriert würden. 

                                                            
1  https://ec.europa.eu/priorities/sites/beta-political/files/5-presidents-report_de.pdf    


